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Aktenzeichen S 5 AS 565/19
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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

1. Der Beklagte wird unter AbÃ¤nderung der Bescheide vom 18.04.2019 in Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 11.07.2019 und der Ã�nderungsbescheide vom
23.11.2019 und 26.03.2020 verurteilt, den KlÃ¤gern hÃ¶here Leistungen nach dem
SGB II unter Zugrundelegung von Kosten der Unterkunft in HÃ¶he von EUR 615,12
im Zeitraum Mai 2019 bis Februar 2020 zu gewÃ¤hren.

2. Der Beklagte hat den KlÃ¤gern ihre auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten.

3. Die Berufung wird zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die HÃ¶he der im Rahmen des Leistungsanspruchs nach
dem Sozialgesetzbuch â�� Zweites Buch â�� (SGB II) zu berÃ¼cksichtigenden
Kosten der Unterkunft (KdU).

                             1 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/22.html


 

Die KlÃ¤ger beziehen von dem Beklagten Leistungen nach dem SGB II, zuletzt
aufgrund Bescheides vom 18.04.2019 fÃ¼r den Zeitraum Mai 2019 bis Februar
2020. Ihre tatsÃ¤chlichen KdU der KlÃ¤ger betragen EUR 615,12 (Nettokaltmiete:
EUR 500,00, Nebenkosten EUR 115,12, Mietbescheinigung Bl. 96 d.A.).

Diese KdU werden von dem Beklagten nicht anerkannt, weil sie aus seiner Sicht
unangemessen sind. Der Beklagte berÃ¼cksichtigte daher fÃ¼r den Zeitraum Mai
und Juni 2019 einen Bedarf fÃ¼r KdU in HÃ¶he von EUR 509,92 (Nettokaltmiete:
EUR 405,68, Nebenkosten EUR 104,24). Dabei beurteilt der Beklagte die
Angemessenheit der Kosten seit dem 01.07.2017 nach dem in seinem Auftrag durch
das Institut Wohnen und Umwelt (IWU) ermittelten Richtwerten fÃ¼r angemessene
Kosten der Unterkunft nach SGB II und SGB XII im Landkreis Limburg-Weilburg (im
Folgenden: IWU-Konzept). Aus dem IWU-Konzept ergeben sich die von dem
Beklagten anerkannten KdU. Zum IWU-Konzept existiert ein Methodenbericht (vom
Landkreis Limburg-Weilburg verÃ¶ffentlicht unter https://www.landkreis-limburg-
weilburg.de/fileadmin/landkreis/downloads/soziales/Grundsicherungsrelevanter
Mietspiegel xxxx Methodenbericht.pdf, im Folgenden nur: "Methodenbericht"), der
die Vorgehensweise des Beklagten bei der Erstellung des Konzeptes beschreibt.

Gegen den Bescheid vom 18.04.2019 (Bl. 443 der Verwaltungsakte [VA]) legten die
KlÃ¤ger am 14.05.2019 (Bl. 462 VA) aus den GrÃ¼nden ihres Antrages Widerspruch
ein, der mit Widerspruchsbescheid vom 11.07.2019 (Bl. 483 VA) zurÃ¼ckgewiesen
wurde.

Mit ihrer am 11.07.2019 bei Gericht eingegangenen Klage verfolgen die KlÃ¤ger ihr
Begehren weiter. Zur BegrÃ¼ndung tragen sie vor, dass das vom Beklagten
angewandte schlÃ¼ssige Konzept nicht den rechtlichen Vorgaben an die Ermittlung
der Angemessenheit von Unterkunftskosten von Leistungsbeziehern entsprechen.
U.a. sei auch der hierfÃ¼r zu bildende Vergleichsraum vom Beklagten fehlerhaft
bestimmt worden.

Die KlÃ¤ger beantragen,
wie erkannt.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Er verteidigt die von ihm getroffenen Entscheidungen. Die von ihm ermittelten
Angemessenheitswerte seien korrekt und entsprÃ¤chen sowohl im Hinblick auf die
Vergleichsraumbildung als auch auf das daran zu knÃ¼pfende schlÃ¼ssige Konzept
den hÃ¶chstrichterlichen Anforderungen.

Mit weiterem Bescheid vom 23.11.2019 (Bl. 58 d. A.) nahm der Beklagte
Ã�nderungen an der Leistungsberechnung der KlÃ¤ger vor, die im vorliegenden
Verfahren nicht streitgegenstÃ¤ndlich sind. Zum 01.07.2019 schrieb der Beklagte
das IWU-Konzept fort. Mit Bescheid vom 26.03.2020 (Bl. 66 d. A.) berÃ¼cksichtigte
der Beklagte daher KdU in HÃ¶he von EUR 590,84 (Nettokaltmiete: EUR 496,84,
Nebenkosten: EUR 94,00) rÃ¼ckwirkend ab Juli 2019.
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Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes wird verwiesen auf den Inhalt von
Gerichts- und Verwaltungsakte, dabei insbesondere die gewechselten SchriftsÃ¤tze.
Sie waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung auf deren Protokoll ebenfalls
verwiesen wird.
â��
EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet, denn die KlÃ¤ger haben einen Anspruch auf
hÃ¶here Leistungen nach dem SGB II.

Die Klage ist zulÃ¤ssig.

Die KlÃ¤ger verfolgen ihr Begehren zutreffend mit der kombinierten Anfechtungs-
und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz [SGG]),
zulÃ¤ssigerweise gerichtet auf den Erlass eines Grundurteils (Â§ 130 Abs. 1 Satz 1
SGG).

Ein solches Grundurteil im HÃ¶henstreit ist auch hinsichtlich der zwischen den
Beteiligten allein strittigen HÃ¶he des anzuerkennenden Bedarfs fÃ¼r die
Unterkunft zulÃ¤ssig. Voraussetzung fÃ¼r die ZulÃ¤ssigkeit eines Grundurteils im
HÃ¶henstreit in Abgrenzung zu einer unzulÃ¤ssigen Elementfeststellungsklage ist
eine so umfassende AufklÃ¤rung zu Grund und HÃ¶he des Anspruchs, dass mit
Wahrscheinlichkeit von einer hÃ¶heren Leistung ausgegangen werden kann, wenn
der BegrÃ¼ndung der Klage gefolgt wird. Diese Voraussetzung ist vorliegend
erfÃ¼llt, weil der Beklagte den KlÃ¤gern Leistungen bewilligt hat und die KlÃ¤ger
Anspruch auf hÃ¶here Leistungen haben, wenn ihrem Vorbringen zur HÃ¶he des
anzuerkennenden Bedarfs fÃ¼r die Unterkunft gefolgt wird (vgl. BSG v. 30.01.2019,
B 14 AS 41/18 R, BeckRS 2019, 11194 Rn. 10, 11).

Letzteres ist der Fall, den KlÃ¤gern steht ein hÃ¶herer Bedarf fÃ¼r KdU zu. Die
Klage ist daher begrÃ¼ndet. Soweit der Beklagte mit den angegriffenen Bescheiden
â�� wobei die Bescheide vom 23.11.2019 und 26.03.2020 nach Â§ 96 SGG
Gegenstand des vorliegenden Verfahrens wurden â�� nur geringere Bedarfe
anerkannt hat, sind sie rechtswidrig und verletzen die KlÃ¤ger in ihren Rechten.

Rechtsgrundlage dieses Anspruchs gegen den Beklagten fÃ¼r Mai 2019 bis Februar
2020 ist Â§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II. Demnach werden die Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und
Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese
angemessen sind.

Bei dem entscheidenden gesetzlichen Tatbestandsmerkmal "Angemessenheit"
handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, dessen Auslegung durch das
Gericht nachzuprÃ¼fen ist (BSG v. 30.1.2019, B 14 AS 41/18 R, BeckRS 2019,
11194).

Die Ermittlung des angemessenen Umfangs der Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft
hat nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (instruktiv BSG v.
30.01.2019, B 14 AS 41/18 R, BeckRS 2019, 11194) in zwei grÃ¶Ã�eren Schritten zu
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erfolgen: ZunÃ¤chst sind die abstrakt angemessenen Aufwendungen fÃ¼r die
Unterkunft, bestehend aus Nettokaltmiete und kalten Betriebskosten (=
Bruttokaltmiete), zu ermitteln; dann ist die konkrete (= subjektive) Angemessenheit
dieser Aufwendungen im Vergleich mit den tatsÃ¤chlichen Aufwendungen,
insbesondere auch im Hinblick auf die Zumutbarkeit der notwendigen
Einsparungen, einschlieÃ�lich eines Umzugs, zu prÃ¼fen. Die Ermittlung der
abstrakt angemessenen Aufwendungen hat unter Anwendung der Produkttheorie
("WohnungsgrÃ¶Ã�e in Quadratmeter multipliziert mit dem Quadratmeterpreis") in
einem mehrstufigen Verfahren zu erfolgen: (1) Bestimmung der (abstrakt)
angemessenen WohnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r die leistungsberechtigte(n) Person(en), (2)
Bestimmung des angemessenen Wohnungsstandards, (3) Ermittlung der
aufzuwendenden Nettokaltmiete fÃ¼r eine nach GrÃ¶Ã�e und Wohnungsstandard
angemessene Wohnung in dem maÃ�geblichen Ã¶rtlichen Vergleichsraum nach
einem schlÃ¼ssigen Konzept, (4) Einbeziehung der angemessenen kalten
Betriebskosten.

Mithin setzt damit die Ermittlung der aufzuwendenden Nettokaltmiete fÃ¼r eine
nach GrÃ¶Ã�e und Wohnungsstandard angemessene Wohnung die Bildung eines
Ã¶rtlichen Vergleichsraum voraus, in dem die Angemessenheit der Aufwendungen
nach einem schlÃ¼ssigen Konzept bestimmt werden kann. Vergleichsraumbildung
und Erstellung des Konzepts sind nicht voneinander zu trennen (BSG v. 30.01.2019, 
B 14 AS 41/18 R, BeckRS 2019, 11194, Rn. 39).

Diesem Ansatz entsprechend heiÃ�t es auf Seite 15 des Methodenberichts:

"Alle der Festlegung der Angemessenheitsgrenzen zugrunde liegenden
Datenerhebungen und â��auswertungen sind jeweils vergleichsraumspezifische (es
sind also eigentlich fÃ¼nf "schlÃ¼ssige Konzepte" mit gleicher Methodik) und
umfassen jeweils den gesamten Vergleichsraum".

Dementsprechend hat der Beklagte seinen ZustÃ¤ndigkeitsbereich, den Landkreis
Limburg-Weilburg, in fÃ¼nf VergleichsrÃ¤ume aufgeteilt. Der Wohnort der KlÃ¤ger,
A-Stadt, liegt dabei im Vergleichsraum "Mittelbereich Weilburg".

Zur Ã�berzeugung der Kammer hÃ¤lt aber der streitgegenstÃ¤ndlich von dem
Beklagten gebildete Vergleichsraum Mittelbereich Weilburg rechtlicher
NachprÃ¼fung nicht stand. Denn der Beklagte ist bei der Vergleichsraumbildung
bereits von einem unzutreffenden rechtlichen MaÃ�stab ausgegangen (I.). Auch die
im Verfahren nachgereichten BegrÃ¼ndungen des Beklagten rechtfertigen es nicht,
vom Mittelbereich Weilburg als einem zulÃ¤ssigen Vergleichsraum auszugehen (II.).
Der Beklagte kann daher nicht unter Berufung auf das von ihm verwendete
schlÃ¼ssige Konzept die Angemessenheit der KdU der KlÃ¤ger verneinen. Dies
fÃ¼hrt zu einem hÃ¶heren Leistungsanspruch der KlÃ¤ger (III.).

I. Der Beklagte geht bei der Vergleichsraumbildung von einem unzutreffenden
rechtlichen MaÃ�stab aus.

Der Vergleichsraum ist ausgehend von der zuvor angefÃ¼hrten Rechtsprechung
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(BSG v. 30.01.2019, B 14 AS 41/18 R, BeckRS 2019, 11194) ein ausgehend vom
Wohnort der leistungsberechtigten Person bestimmter ausreichend groÃ�er Raum
der Wohnbebauung, der aufgrund rÃ¤umlicher NÃ¤he, Infrastruktur und
insbesondere verkehrstechnischer Verbundenheit einen insgesamt betrachtet
homogenen Lebens- und Wohnbereich bildet. Im Vergleichsraum ist einer
leistungsberechtigten Person ein Umzug zur Kostensenkung grundsÃ¤tzlich
zumutbar und ein nicht erforderlicher Umzug nach Â§ 22 Abs 1 Satz 2 SGB II fÃ¼hrt
zu einer Deckelung der Aufwendungen auf die bisherigen.

Nach der auch fÃ¼r schlÃ¼ssige Konzepte im Rahmen des Â§ 22 Abs 1 SGB II
entsprechend anzuwendenden gesetzgeberischen Vorgabe in Â§ 22b Abs 1 Satz 4
SGB II bildet das ZustÃ¤ndigkeitsgebiet eines Jobcenters zunÃ¤chst einen
Vergleichsraum, der indes aufgrund der Ã¶rtlichen Gegebenheiten in mehrere
VergleichsrÃ¤ume zu unterteilen sein kann, fÃ¼r die jeweils eigene
Angemessenheitswerte bestimmt werden kÃ¶nnen. Als solche Ã¶rtlichen
Gegebenheiten kommen weniger unterschiedliche Landschaften, sondern eher
rÃ¤umliche Orientierungen, wie Tagespendelbereiche fÃ¼r BerufstÃ¤tige oder die
NÃ¤he zu BallungsrÃ¤umen, sowie aus der Datenerhebung ersichtliche, deutliche
Unterschiede im Mietpreisniveau in Betracht (BSG v. 30.01.2019, B 14 AS 41/18 R, 
BeckRS 2019, 11194).

Der Vergleichsraum hat auch Steuerungswirkungen auf den Ã¶rtlichen
Wohnungsmarkt, wie das BSG in der eben genannten Entscheidung weiter
ausgefÃ¼hrt hat (Rn. 35):

"Bei unterschiedlichen Angemessenheitswerten fÃ¼r die Nettokaltmiete je nach
Wohnungsmarkttyp kÃ¶nnte, weil bei einer Kostensenkungsaufforderung ein Umzug
innerhalb des Vergleichsraums zulÃ¤ssig ist, eine solche zu einem Umzug von
einem Wohnungsmarkttyp mit niedrigeren Angemessenheitswerten in einen
solchen mit hÃ¶heren und damit letztlich zu einer ErhÃ¶hung der Aufwendungen
fÃ¼hren. Die in Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II angeordnete Deckelung der
Aufwendungen nach einem nicht erforderlichen Umzug innerhalb eines
Vergleichsraums auf die bisherigen wÃ¼rde eine soziale Segregation bewirken,
wenn sie auf den Umzug von einem "preiswerten" in einen "teuren"
Wohnungsmarkttyp Anwendung fÃ¤nde, und sie wÃ¼rde ins Leere laufen, wenn aus
einem "teuren" Wohnungsmarkttyp in einen "preiswerten" umgezogen wird. Dies
zeigt, dass der Vergleichsraum die mit dessen Festlegung (auch) verfolgten
Steuerungswirkungen auf dem Ã¶rtlichen Wohnungsmarkt verliert, wenn in ihm
kein einheitlicher abstrakter Angemessenheitswert bestimmt ist."

Zur Ã�berzeugung der Kammer hat der Beklagte diese Vorgaben nicht hinreichend
beachtet.

Der streitgegenstÃ¤ndliche Vergleichsraum â�� der Mittelbereich Weilburg â��
besteht aus den Gemeinden Weilburg, Mengerskirchen, Merenberg, LÃ¶hnberg,
Weinbach und WeilmÃ¼nster.

Im Methodenbericht sind folgende GrÃ¼nde fÃ¼r die Betrachtung des
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Mittelbereichs Weilburg als Vergleichsraum nachzulesen (S. 13 ff.): ZunÃ¤chst wird
auf die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (zum damaligen Stand,
insbesondere die Entscheidung zur Stadt Berlin v. 19.10.2010, B 14 AS 2/10 R) und
die dort entwickelten Kriterien Bezug genommen. Als MaÃ�geblich wird die in dieser
Entscheidung zugrunde gelegte Pendelzeit von 1,5 Stunden angesehen. Dies
fÃ¼hre zu eher groÃ�en VergleichsrÃ¤umen, die sich beispielsweise an den
Verflechtungsbereichen bzw. den Mittelbereichen der Regionalplanung orientieren
kÃ¶nnen. Zur Eignung der Mittelbereiche â�� einem Begriff aus der Raumplanung
â�� wird verwiesen auf den (ebenfalls vom IWU erstellten) Forschungsbericht des
Bundesministeriums fÃ¼r Arbeit und Soziales zur Ermittlung existenzsichernder
Bedarfe fÃ¼r die Kosten der Unterkunft und Heizung (2017, verÃ¶ffentlicht vom
BMAS, online abrufbar als "Forschungsbericht 478"). Dort (S. 157 f.) heiÃ�t es u.a.:

"Operationalisierungsprobleme
Der Ansatz des BSG ist deshalb schwer zu realisieren, weil der infrastrukturelle
Zusammenhang nicht zu klar abgrenzbaren Gebieten fÃ¼hrt. So mag die
Pendeldistanz A â�� B ebenso zumutbar sein wie die Distanz B â�� C, nicht aber die
Pendeldistanz A â�� C. Die Diskussion, ob nun eher A oder eher C aus
infrastrukturellen GrÃ¼nden gemeinsam mit B zu einem Vergleichsraum
zusammenzufassen wÃ¤re, fÃ¼hrt nicht zu einem Ziel. Nach Ansicht der Autoren
kann die abstrakte Ebene nur gewÃ¤hrleisten, dass innerhalb einer Zone gleicher
Angemessenheitsgrenzen in der Regel ein Umzug zumutbar ist. Eine
EinzelfallprÃ¼fung ist ohnehin notwendig (wegen besonderer Ã¶rtlicher Bindungen
wie bspw. Schulbesuch, Pflege von AngehÃ¶rigen o.Ã¤.). Insofern kann die
EinzelfallprÃ¼fung auch auf mÃ¶gliche zumutbare RÃ¤ume auÃ�erhalb des
Bereichs gleicher Angemessenheitsgrenzen oder unzumutbare TeilrÃ¤ume
innerhalb des Bereichs gleicher Angemessenheitsgrenzen erweitert werden.

OperationalisierungsmÃ¶glichkeit: Mittelbereiche der Regionalplanung
Die RÃ¤ume kÃ¶nnten Ã¼ber die Wohnungsmarktregionen des BBSR
operationalisiert werden, die allerdings nicht lÃ¼ckenlos, nicht
Ã¼berschneidungsfrei und auch sehr groÃ� sind.[ ] Da die Stadt-Land-Regionen
jedoch extrem groÃ� (und damit preislich auch sehr heterogen) sind, seien jedoch
die kleineren Mittelbereiche der Regionalplanung empfohlen, die im Regelfall jeweils
ein Mittelzentrum und sein lÃ¤ndliches Umland umfassen und als
Verflechtungsbereiche fÃ¼r die Versorgung mit GÃ¼tern des gehobenen Bedarfs
(und bspw. Infrastruktureinrichtungen wie KrankenhÃ¤user oder weiterfÃ¼hrende
Schulen) definiert sind."

Es wird sodann weiterverwiesen auf die Definition des Mittelbereichs durch das
Bundesinstitut fÃ¼r Bau-, Stadt- und Raumforschung:

"In ihrer Abgrenzung orientieren sich die Mittelbereiche an den Entfernungen,
Lagebeziehungen, Verkehrsanbindungen und traditionellen Bindungen zwischen
Gemeinden und damit an dem zu erwartenden Verhalten der BevÃ¶lkerung bei der
Inanspruchnahme von Infrastruktureinrichtungen der Daseinsvorsorge. ZusÃ¤tzlich
orientieren sie sich an den bestehenden administrativen Grenzen der
GemeindeverwaltungsverbÃ¤nde, Kreise oder BundeslÃ¤nder."
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Bereits dieser grundsÃ¤tzliche Ansatz ist zur Ã�berzeugung der Kammer nicht mit
den Anforderungen der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung in Einklang zu
bringen. Der Ausgangspunkt, dass die EinzelfallprÃ¼fung auch auf mÃ¶gliche
zumutbare RÃ¤ume auÃ�erhalb des Bereichs gleicher Angemessenheitsgrenzen
oder unzumutbare TeilrÃ¤ume innerhalb des Bereichs gleicher
Angemessenheitsgrenzen erweitert werden, widerspricht nÃ¤mlich dem vom BSG
aufgestellten Grundsatz, dass im Vergleichsraum einer leistungsberechtigten Person
ein Umzug zur Kostensenkung grundsÃ¤tzlich zumutbar sein muss. Soweit das
Konzept demgegenÃ¼ber darauf abstellt, dass ohnehin eine EinzelfallprÃ¼fung
stattzufinden habe, die im Zweifel verhindere, dass von einem
Leistungsberechtigten ein unzumutbarer Umzug verlangt werde, Ã¼berzeugt dies
nicht. Die EinzelfallprÃ¼fung ist kein geeignetes Kriterium zur
Vergleichsraumbildung. Diese hat gerade abstrakt, d.h. nicht einzelfallbezogen zu
erfolgen. Anderenfalls kÃ¶nnten beliebig groÃ�e VergleichsrÃ¤ume gebildet werden
mit der BegrÃ¼ndung, dass im Rahmen der EinzelfallprÃ¼fung unzumutbare
UmzÃ¼ge ausgeschlossen werden. Auch wenn es weiter heiÃ�t, "So mag die
Pendeldistanz A â�� B ebenso zumutbar sein wie die Distanz B â�� C, nicht aber die
Pendeldistanz A â�� C" vermag die Kammer nicht die daraus getÃ¤tigte
Schlussfolgerung nachzuvollziehen, demnach nach Ansicht der Autoren die
abstrakte Ebene nur gewÃ¤hrleisten kann, dass innerhalb einer Zone gleicher
Angemessenheitsgrenzen in der Regel ein Umzug zumutbar ist. Ist die
Pendeldistanz A â�� C unzumutbar, so ist ein Umzug zwischen A â�� C in der Regel
nicht zumutbar und A und C kÃ¶nnen auch nicht in einen Vergleichsraum
zusammengefasst werden, auch dann nicht, wenn eine EinzelfallprÃ¼fung im
Zweifel verhindern wÃ¼rde, dass von jemanden verlangt wird von A nach C
umzuziehen.

Die Kammer versteht die Ã�berlegungen der Autoren des Konzepts letztendlich so,
dass es im Zweifel unschÃ¤dlich sei, wenn sich im Vergleichsraum im VerhÃ¤ltnis
zueinander unzumutbare TeilrÃ¤ume befinden, solange das Mietpreisniveau
homogen sei. Denn die Ergebnisse (also die errechneten Angemessenheitswerte)
des Konzepts werden durch die Einbeziehung "unzumutbarer" Teilbereiche dann
nicht verfÃ¤lscht, wenn in allen Teilbereichen ein homogenes Mietpreisniveau
besteht. Dies wird bestÃ¤tigt durch die weiteren AusfÃ¼hrungen im
Methodenbericht im Hinblick auf die Aufteilung des Mittelbereichs Limburg. Dort hat
der Beklagte den Mittelbereich in insgesamt 4 VergleichsrÃ¤ume unterteilt: die
stÃ¤dtischen Bereiche Limburg/Elz und Bad Camberg sowie den lÃ¤ndlichen Raum
Nord und SÃ¼d. Diese Unterteilung wurde ausschlieÃ�lich mit Unterschieden im
Mietpreisniveau begrÃ¼ndet. So sollte durch eine mÃ¶glichst genaue Beschreibung
des Mietenniveaus verhindert werden, dass Leistungsberechtigte vermehrt
gezwungen werden, in gÃ¼nstigere Teile des Mittelbereichs Limburg umzuziehen.
Diese Unterteilung sei indes im Mittelbereich Weilburg nicht notwendig gewesen,
weil es dort ein homogenes Preisniveau vorherrsche.

Nach der oben ausfÃ¼hrlich zitierten hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung ist ein
homogenes Preisniveau aber nicht einzige Voraussetzung der
Vergleichsraumbildung. Vielmehr verkennt der hier vom Beklagten Ã¼bernommene
Ansatz, dass die Vergleichsraumbildung nicht ausschlieÃ�lich der Vermeidung von
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unzumutbaren Umzugsverlangen und sozialer Segregation dient. Ersteres lieÃ�e
sich tatsÃ¤chlich bereits Ã¼ber die EinzelfallprÃ¼fung vermeiden, ohne dass es
hierfÃ¼r spezieller Ã�berlegungen zum Vergleichsraum bedÃ¼rfte. Grundlage der
Kriterien des Bundessozialgerichts fÃ¼r die Vergleichsraumbildung ist aber auch die
mit Â§ 22 SGB II bezweckte Steuerungswirkung des Vergleichsraums:

Aufgrund der Deckelung der KdU auf die bisherigen Aufwendungen im Falle eines
nicht erforderlichen Umzuges im Vergleichsraum geraten Leistungsberechtigte in
eine Situation, in denen im Falle eines (nicht erforderlichen) Umzugs an sich
angemessene KdU nicht anerkannt werden, weil sie hÃ¶her sind als die bisherigen.
Das fÃ¼hrt zu einer erheblichen Begrenzung der MÃ¶glichkeiten eines Umzugs, da
vom Leistungsberechtigten wahrnehmbare Mietangebote dadurch noch weiter
begrenzt werden, als durch den Angemessenheitswert im Vergleichsraum ohnehin
schon. Das Gesetz will mithin erreichen, dass nicht erforderliche UmzÃ¼ge
innerhalb eines Vergleichsraums, die zu einer ErhÃ¶hung der KdU fÃ¼hren,
grundsÃ¤tzlich unterbleiben. Denn es ist vom Leistungsberechtigten zu erwarten,
dass er seine HilfebedÃ¼rftigkeit (und damit auch seine KdU) so gering wie
mÃ¶glich hÃ¤lt. DafÃ¼r hat er ggf. auf einen nicht erforderlichen Umzug in eine
grÃ¶Ã�ere und teurere Wohnung als seine bisherige zu verzichten, auch wenn die
teurere Wohnung grundsÃ¤tzlich noch angemessen wÃ¤re. Um aber die
FreizÃ¼gigkeit der Leistungsberechtigten nicht unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig zu
beeintrÃ¤chtigen dÃ¼rfen VergleichsrÃ¤ume nicht zu groÃ� sein (vgl. hierzu BSG v.
01.06.2010, B 4 AS 60/09 R).

Auf der anderen Seite dÃ¼rfen VergleichsrÃ¤ume aber auch nicht zu klein sein (so
im Ergebnis bei BSG v. 30.01.2019, B 14 AS 41/18 R, BeckRS 2019, 11194). Denn
dann entfÃ¤llt die eben geschilderte Steuerungswirkung.

Vom Vergleichsraum ist daher zu fordern, dass er diese beiden Punkte â��
Ã¶ffentliches Interesse an der Vermeidung nicht erforderlicher, kostensteigernder
UmzÃ¼ge einerseits, Interesse der Leistungsberechtigten an freier Wohnortwahl
andererseits â�� in Einklang bringt. HierfÃ¼r hat das BSG die bereits erÃ¶rterten
Kriterien des homogenen Lebens- und Wohnbereiches entwickelt. So kann der
Leistungsberechtigte seinen Lebens- und Wohnbereich zwar einerseits frei wÃ¤hlen,
andererseits ist er innerhalb dieses Bereiches im Hinblick auf seine MobilitÃ¤t
eingeschrÃ¤nkt.

All dies berÃ¼cksichtigt die Vergleichsraumbildung durch den Beklagten nicht, denn
es enthÃ¤lt Ã¼berhaupt keine konkret auf den Mittelbereich Weilburg bezogenen
ErwÃ¤gungen dazu, inwieweit es sich bei ihm um einen homogenen Lebens- und
Wohnbereich handelt.

Obwohl im Methodenbericht die rechtlichen Anforderungen an die
Vergleichsraumbildung im Wesentlichen korrekt wiedergegeben werden, kann die
Kammer nicht erkennen, inwieweit diese tatsÃ¤chlich umgesetzt worden wÃ¤ren.
Denn aus der letztlich als allein maÃ�gebend herangezogenen Definition des
Mittelbereichs durch das Bundesinstitut fÃ¼r Bau-, Stadt- und Raumforschung
ergibt sich nicht, dass der Mittelbereich ein geeigneter Ã¶rtlicher Vergleichsraum im
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Sinne der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung ist. Die Festlegungen zum
Mittelbereich in der Raumordnungsplanung sind rein abstrakt und lassen nicht
erkennen, inwieweit es sich bei den Mittelbereichen um aufgrund rÃ¤umlicher
NÃ¤he, Infrastruktur und insbesondere verkehrstechnischer Verbundenheit
insgesamt betrachtet homogene Lebens- und Wohnbereiche handelt. Vielmehr
legen diverse UmstÃ¤nde das Gegenteil nahe (dazu sogleich).

II. Auch die weitere BegrÃ¼ndung des Beklagten fÃ¼r die Vergleichsraumbildung
im laufenden Verfahren konnte die Kammer nicht davon Ã¼berzeugen, dass es sich
bei dem Mittelbereich Weilburg um einen Raum der Wohnbebauung, der aufgrund
rÃ¤umlicher NÃ¤he, Infrastruktur und insbesondere verkehrstechnischer
Verbundenheit einen insgesamt betrachtet homogenen Lebens- und Wohnbereich
bildet.

Die Kammer hat bereits erhebliche Zweifel daran, dass das Kriterium der
rÃ¤umlichen NÃ¤he hier erfÃ¼llt ist. Dabei versteht die Kammer den Begriff so,
dass damit nicht bloÃ� eine Wegstrecke, sondern tatsÃ¤chliche Erreichbarkeit
gemeint ist (weshalb das BSG auch auf verkehrstechnische Verbundenheit abstellt).

Der Beklagte stellt insoweit auf die Pendelstrecken von 1,5 Stunden zum Zentrum
(vgl. Â§ 140 SGB III, BSG v. 19.10.2010, B 14 AS 2/10 R) ab. In dieser im
Methodenbericht zitierten Entscheidung ging es jedoch um die Stadt Berlin. Der
Mittelbereich dÃ¼rfte hiermit jedoch nicht zu vergleichen sein (vgl. BSG v.
30.01.2019, B 14 AS 41/18 R: Soweit in der Rechtsprechung des BSG fÃ¼r
GroÃ�stÃ¤dte insbesondere zur Vermeidung einer sozialen Segregation das
gesamte Stadtgebiet als ein Vergleichsraum angesehen wurde [ ], ist dies auf
FlÃ¤chenlandkreise nicht ohne Weiteres Ã¼bertragbar [ ]). Auch wenn Weilburg
theoretisch von allen Punkten des Mittelbereichs in unter 1,5 Stunden erreicht
werden kann, ist zu berÃ¼cksichtigen, dass die Ã�PNV-Versorgung im lÃ¤ndlichen
Raum in der Regel ganz erheblich schlechter ist als in einer GroÃ�stadt. Das
Aufrechterhalten eines sozialen Umfeldes ist noch mÃ¶glich, wenn man jederzeit
â�� auch spontan â�� die MÃ¶glichkeit hat, an weiter entfernte Orte in der Stadt zu
gelangen. Dies dÃ¼rfte im lÃ¤ndlichen Raum fÃ¼r Personen ohne Kfz nicht
gegeben sein, wo Ã�PNV-Verbindungen deutlich weiter getaktet sind und zu
bestimmten Tageszeiten oder an bestimmten Tagen gar nicht verfÃ¼gbar sind.

Soweit der Beklagte hiergegen eingewandt hat, Weilburg sei von den umliegenden
Gemeinden aus gut per Ã�PNV zu erreichen, ist diese pauschale Behauptung nicht
geeignet, die Kammer zu einem anderen Schluss kommen zu lassen. Die
unkonkreten Angaben des Beklagten lassen nicht den Schluss einer aufgrund
verkehrstechnischer Verbundenheit bestehenden rÃ¤umlichen NÃ¤he zu. Sie lassen
insbesondere nicht erkennen, in welchem Umfang Ã�PNV-Anbindungen tatsÃ¤chlich
vorhanden (d.h. getaktet) sind und inwiefern sie das gesamte Gebiet des
Mittelbereichs abdecken.

Auch wenn man diesen Punkt aber im Ergebnis offenlÃ¤sst, ist fÃ¼r die Kammer
jedoch letztlich entscheidend, dass im Mittelbereich kein homogener Lebens- und
Wohnbereich besteht. Im Wesentlichen folgt dies bereits aus den der Einordnung als
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Mittelbereich im Sinne der Regionalplanung zugrundeliegenden ErwÃ¤gungen.

Der Mittelbereich Weilburg ist in seiner rÃ¤umlichen AusprÃ¤gung definiert durch
den Regionalplan Mittelhessen 2010, der wiederum auf den
Landesentwicklungsplan 2000 (LEP 2000) verweist. Zum Mittelbereich Weilburg ist
dort folgendes zu lesen (S. 34 Regionalplan Mittelhessen 2010):

"Mittelzentren haben mittelstÃ¤dtischen Charakter und sollen mÃ¶glichst 7.000
Einwohner im zentralen Ortsteil aufweisen. Die Kernstadt des Mittelzentrums ist
auch jeweils der zentrale Ortsteil des Mittelzentrums. [ ] Biedenkopf hat knapp
7.000 Einwohner, wÃ¤hrend die Mittelzentren [ ] und Weilburg mit dem zentralen
Ortsteil deutlich darunter liegen. Wegen ihrer Bedeutung im lÃ¤ndlichen Raum und
im Verflechtungsbereich wurden sie dennoch als Mittelzentren ausgewiesen. Damit
wird sowohl der Gesamteinwohnerzahl dieser StÃ¤dte Rechnung getragen, als auch
dem Konzept der dezentralen Konzentration.

Dem Mittelzentrum ist im LEP 2000 der Mittelbereich zugewiesen. Dieser umfasst
alle Gemeinden, fÃ¼r die das Mittelzentrum die Versorgung Ã¼ber die
Grundversorgung hinaus mit Ã¼bernehmen soll, soweit diese nicht vom
Oberzentrum abgedeckt wird."

Es ist mithin grundlegendes Charakteristikum eines Mittelbereiches, dass
Infrastruktur im Mittelzentrum gebÃ¼ndelt vorgehalten wird, die in dem
umliegenden lÃ¤ndlichen Raum gerade nicht vorhanden ist. Aus Sicht der Kammer
kann ein Mittelbereich daher schon aus diesem Grund nur selten einen homogenen
Lebens- und Wohnbereich bilden. Es stellt im Hinblick auf die Wohnsituation eines
Menschen einen erheblichen Unterschied dar, ob er im Mittelzentrum selbst wohnt,
oder im lÃ¤ndlichen Raum.

Aus diesem Grund sieht die Kammer UmzÃ¼ge vom Mittelzentrum in jeden
beliebigen Ort des lÃ¤ndlichen Raums und umgekehrt nicht als in der Regel dem
Leistungsberechtigten zumutbar an.

Dabei ist sich die Kammer, wie oben bereits aufgezeigt, der Tatsache bewusst, dass
das SGB II dem Leistungsberechtigten Obliegenheiten auferlegt, seine
HilfebedÃ¼rftigkeit nach MÃ¶glichkeit zu verringern. Hierzu gehÃ¶rt die
Obliegenheit die eigenen Kosten der Unterkunft so gering wie mÃ¶glich zu halten.
Es ist einem Leistungsberechtigten daher unter bestimmten UmstÃ¤nden zumutbar,
seine Wohnung und damit seine unmittelbare Umgebung zugunsten einer
kostengÃ¼nstigeren Wohnung aufzugeben. Diese Zumutbarkeit findet aber
spÃ¤testens dort ihre Grenze, wo der Leistungsberechtigte aus seinem sozialen
Umfeld vÃ¶llig herausgerissen wird. So heiÃ�t es bei BSG v. 19.2.02009, B 4 AS
30/08 R, BeckRS 2009, 62108 Rn. 33:

"Das BSG respektiert die Einbindung HilfebedÃ¼rftiger in ihr soziales Umfeld und
billigt ihnen im Rahmen der Zumutbarkeit von KostensenkungsmaÃ�nahmen zu,
dass von ihnen ein Umzug in einen anderen Wohnort, der mit der Aufgabe des
sozialen Umfeldes verbunden wÃ¤re, regelmÃ¤Ã�ig nicht verlangt werden kann ( ).
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Bleibt das soziale Umfeld erhalten, sind umgekehrt KostensenkungsmaÃ�nahmen
(zB durch einen Umzug) im Normalfall zumutbar."

Das Bundessozialgericht stellt hier darauf ab, dass ein Umzug zur Kostensenkung
innerhalb des gesamten Vergleichsraums, d.h. von jedem an jeden beliebigen Ort
grundsÃ¤tzlich zumutbar sein muss (BSG v. 30.01.2019, B 14 AS 41/18 R, BeckRS
2019, 11194). Die Kammer stellt vorliegend nicht in Abrede, dass es viele
Konstellationen geben mag, in denen ein Umzug im vom Beklagten gebildeten
Vergleichsraum zumutbar ist, zum Beispiel in nahegelegene Nachbarorte oder sonst
gut miteinander verbundene Siedlungen. Es wird aber auch eine Vielzahl von
FÃ¤llen geben, in denen diese Zumutbarkeit nicht gegeben ist, wie etwa ein Umzug
von der Kernstadt Weilburg nach Winkels (Ortsteil von Mengerskirchen mit ca. 950
Einwohnern). Dabei handelt es sich hierbei nicht um ein vereinzeltes
Extrembeispiel. Vielmehr zeichnet sich der lÃ¤ndliche Raum dadurch aus, dass er
sich teilweise aus unterschiedlichen, versprengten Siedlungen zusammensetzt. In
diesen Siedlungen wÃ¼rde der aus A-Stadt hinziehende Leistungsberechtigte ein
vÃ¶llig anderes Lebensumfeld vorfinden. Ein homogener Lebens- und Wohnbereich
liegt hier nicht vor, insbesondere nicht unter Einbeziehung des Mittelzentrums.

Auch unter dem bereits erÃ¶rterten Gesichtspunkt der FreizÃ¼gigkeit ergeben sich
aus dem von dem Beklagten gebildeten Vergleichsraum Probleme. Im Falle des
Beklagten erfasst Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II den gesamten Mittelbereicht Weilburg.
Leistungsberechtigte sind also im gesamten, 6 Gemeineden umfassenden Raum
darin eingeschrÃ¤nkt, nicht erforderliche UmzÃ¼ge durchzufÃ¼hren. Im
ungÃ¼nstigsten Fall kann dies dazu fÃ¼hren, dass Leistungsberechtigte, die derzeit
in einer besonders gÃ¼nstigen Wohnung wohnen, faktisch vollstÃ¤ndig an einem
(nicht erforderlichen) Umzug gehindert sind. Aus Sicht der Kammer sucht die BSG-
Rechtsprechung die Auswirkungen solcher Situationen dadurch zu beschrÃ¤nken,
indem sie verlangt, dass der von der Deckelung der Aufwendungen erfasste Bereich
homogen ist, d.h. es dem Leistungsberechtigten auch unter Beibehaltung des
bisherigen Wohnortes mÃ¶glich ist, das dort vorhandene infrastrukturelle und
soziale Angebot wahrzunehmen. Diese HomogenitÃ¤t sieht die Kammer aber im Fall
des Mittelbereiches aus den eben genannten GrÃ¼nden nicht.

Konkreten â�� auf die tatsÃ¤chlichen Begebenheiten im Mittelbereich Weilburg
bezogenen â�� Vortrag, inwiefern doch von einem homogenen Lebens- und
Wohnbereich auszugehen sein soll, hat der Beklagte im Verfahren nicht gemacht.
Soweit der Beklagte sich in der mÃ¼ndlichen Verhandlung darauf berufen hat, dass
der gesamte Mittelbereich Weilburg in etwa die Einwohnerzahl der Stadt Limburg
erreiche, ist das fÃ¼r die Kammer insoweit nachvollziehbar, als dass es fÃ¼r den
Beklagten problematisch ist, ausreichend Daten zu erheben, wenn er zu kleine bzw.
nicht ausreichend einwohnerstarke VergleichsrÃ¤ume bildet. Gleichwohl kann die
Einwohnerzahl bei der Vergleichsraumfestlegung nur dann eine Rolle spielen, wenn
es darum geht zu ermitteln, ob Ã¼berhaupt ein ausreichend groÃ�er Raum der
Wohnbebauung vorliegt. In diesem Zusammenhang ergeben sich aber fÃ¼r den
Beklagten keine gÃ¼nstigen SchlÃ¼sse. So ist die Stadt Bad Camberg, fÃ¼r die der
Beklagte einen eigenen Vergleichsraum angenommen hat im Hinblick auf die
Einwohnerzahl (ca. 14.000) in etwa gleich groÃ� wie die Stadt Weilburg (ca.
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13.000). Auch die Weilburg umgebenden Gemeinden kommen auf eine
Einwohnerzahl von ca. 26.000 und damit in etwa genauso viel wie der von dem
Beklagten als eigener Vergleichsraum betrachtete lÃ¤ndliche Raum Nord (Hadamar
et al.). Mitnichten kann also aus der Tatsache, dass der Mittelbereich Weilburg
Ã¼ber insgesamt ca. 39.000 Einwohner verfÃ¼gt, geschlussfolgert werden, dass es
sich hierbei um einen einzigen Vergleichsraum handeln mÃ¼sste.

Auch wenn die Mittelbereiche des Regionalplans mÃ¶glicherweise sinnvolle
Ansatzpunkte fÃ¼r die Vergleichsraumbildung sein kÃ¶nnen, entbinden sie den
Beklagten nicht davon, konkrete ErwÃ¤gungen dazu anzustellen, ob in ihnen die
rechtlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt sind. Das ist aber im vorliegenden Fall im
Wesentlichen unterblieben.

III. Nach allem ist die Kammer daher zu der Ã�berzeugung gelangt, dass der
Beklagte sich nicht auf das in seinem Auftrag ermittelte schlÃ¼ssige Konzept
berufen kann. Dies fÃ¼hrt zu einem hÃ¶heren Leistungsanspruch der KlÃ¤ger.

Zur Umsetzung der gerichtlichen Kontrolle ist es auf eine entsprechende Klage hin
zunÃ¤chst Aufgabe des Gerichts, die RechtmÃ¤Ã�igkeit des vom beklagten
Jobcenter ermittelten abstrakten Angemessenheitswerts sowohl im Hinblick auf die
Festlegung des Vergleichsraums als auch die Erstellung eines schlÃ¼ssigen
Konzepts zu Ã¼berprÃ¼fen. Ist die Ermittlung dieses abstrakten
Angemessenheitswerts rechtlich zu beanstanden, ist dem Jobcenter Gelegenheit zu
geben, diese Beanstandungen durch Stellungnahmen, ggf nach weiteren eigenen
Ermittlungen, auszurÃ¤umen. Gelingt es dem Jobcenter im gerichtlichen Verfahren
â�� wie vorliegend â�� nicht, die Bedenken des Gerichts im Hinblick auf die
Vergleichsraumbildung auszurÃ¤umen, ist das Gericht nicht befugt, einen anderen
Vergleichsraum zu bilden (BSG v. 30.01.2019, B 14 AS 41/18 R, BeckRS 2019,
11194). Vielmehr kann das Gericht zur Herstellung der Spruchreife, wenn ein
qualifizierter Mietspiegel vorhanden ist, auf diesen zurÃ¼ckgreifen; andernfalls sind
mangels eines in rechtlich zulÃ¤ssiger Weise bestimmten Angemessenheitswerts
die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft dem Bedarf fÃ¼r die
Unterkunft zugrunde zu legen, begrenzt durch die Werte nach dem WoGG plus
Zuschlag von 10%. Dadurch soll den Gegebenheiten des Ã¶rtlichen
Wohnungsmarkts zumindest ansatzweise gemÃ¤Ã� gesetzgeberischer
Entscheidungen â�� wenn auch fÃ¼r einen anderen Personenkreis â�� durch eine
"Angemessenheitsobergrenze" Rechnung getragen werden, die die Finanzierung
extrem hoher und per se unangemessener Mieten verhindert (BSG aaO).

Da die tatsÃ¤chlichen KdU der KlÃ¤ger unter den Werten nach dem WoGG plus
einem Sicherheitszuschlag von 10% liegen, sind sie insgesamt als angemessen
anzusehen. Die KlÃ¤ger haben daher einen Anspruch auf Anerkennung dieser
tatsÃ¤chlichen Kosten als Bedarf. Dies fÃ¼hrt zu einem hÃ¶heren
Leistungsanspruch.

Die Berufung war wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtssache (Â§ 144 Abs.
2 Nr. 1 SGG) zuzulassen. Die rechtliche Frage, ob die Ermittlung des
Angemessenheitswertes fÃ¼r die KdU im Mittelbereich Weilburg durch den
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Beklagten ordnungsgemÃ¤Ã� erfolgt, ist in einer Vielzahl weiterer Verfahren von
entscheidungserheblicher Bedeutung.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Verfahrens.

Erstellt am: 20.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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